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Mehr Rückendeckung dem Bundeskanzler 
von Robert Becker 

Nach der Erfurt-Reise des Bundeskanzlers Willy Brandt rauschte 
im deutschen Blätterwald. Allzu verständlich, wenn nur andeu-

ngsweise die Möglichkeit besteht, daß diese Reise zum wichtig­
sten deutschen Spitzentreffen der letzten 25 Jahre der Anfang zu 
Mindesterfolgen für die Verständigung in deutscher und euro­
päischer Sicht sein wird. Hektisch stürzten sich auch die Politiker 
auf das Geschehen, wo doch eher Besonnenheit und abwägende 
Überlegungen am Platze gewesen wären. 

Der Bundeskanzler kann mit Abstand das Prädikat des Meisters 
der Selbstbeherrschung für sich in Anspruch nehmen. Heute 
ebenso wie vor der Fahrt nach Erfurt. Dort, angesichts gefühls­
bedingter Ereignisse, mehr noch während der „Anklagerede" des 
DDR-Ministerpräsidenten Willi Stoph und in seiner Erwiderung, ist 
Willy Brandt in der Kunst der Selbstbeherrschung über sich hin­
ausgewachsen. 

Man kann sich gewiß genügend prominente Politiker der Oppo­
sition CDU/CSU wie auch aus dem Freundeskreis des Bundes­
kanzlers vorstellen, die bei solcher Tortur mit hochrotem Kopf 
aus allen Nähten geplatzt wären. Schließlich war die Rede Stoph's, 
wenn ihr auch höflicherweise die üblichen kommunistischen 
Schimpfworte fehlten, eine ununterbrochene Anklage gegen die 
Bundesrepublik in all ihren Entwicklungsstufen nach dem Motto: 
Bei uns in der DDR ist alles gut und richtig, und deshalb sind 
unsere Forderungen und Ansichten gerecht Der Bundeskanzler 
braucht nur das vorbereitete SED-Papierehen blindlings zu unter­
schreiben und alles ist im Handumdrehen geklärt - als einzige 

lternative! 

Diesem Monolog mit den sattsam bekannten selbstherrlichen Aus­
lassungen war kein Ansatz zu entnehmen, der zu einem Dialog 
hätte führen können. Es Ist ohne Zweifel ein Verdienst Willy 
Brandt's, dem gegenüber mit seinen geradezu menschlich warm­
herzigen Ausführungen und seiner unübersehbaren Bereitwilligkeit 
für ein Zwiegespräch vor aller Welt den guten Willen und die 
sachliche Bereitschaft der Bundesrepublik dargelegt zu haben, für 
die Entspannung in Deutschland und in Europa beizutragen. 

Allein diese Demonstration der Unterscheidung, Jedem sichtbar, 
war die Reise wert! 
Der Bundeskanzler hätte deshalb eine breitere Rückendeckung im 
gesamten Parlament und außerhalb des Parlamentes verdient als 
im zuteil geworden ist. Gewiß hat diese Reise und auch das 
gesuchte Gespräch die grundsätzliche Zustimmung der CDU/CSU 
erfahren, die aus dem Munde des früheren Außenministers Ger­
hard Schröder noch um einige Grade sachlicher und wärmer ge­
klungen hat. Ohne Zweifel steht auch der Opposition und jedem 
einzelnen Abgeordneten und jedem Staatsbürger die Kritik zu, die 
seiner anderen Auffassung entspricht. Aber bei der großen, viel­
leicht einmal geschichtlichen Bedeutung der Sache für die Bun­
desrepublik und das ganze deutsche Volk waren die scharfen 
Einzelkritiken an diesem und jenem Verhalten des Bundeskanzlers 
fehl am Platze. Dagegen hätte die Rede des Herrn Stoph jedem 
einzelnen Abgeordneten und Politiker den breitesten Raum zur 
Gegendarstellung und Aufdeckung der Widersprüche geboten. 
Damit wäre dem Bundeskanzler eine notwendige Rückendeckung 

gegeben worden, zumal er selbst aus diplomatischen, taktischen 
und noch vielen Gründen sich nicht auf ein politisches Streit­
gespräch mit Herrn Stoph einlassen konnte. Das dürfte doch 
jedem klar sein: 

Ein Streitgespräch, wie es vielleicht Herr Stoph gesucht hat, wäre 
die Reise nicht wert gewesen. Ein Streitgespräch hätte das Ende 
bedeutet, wo der Anfang noch nicht sichtbar war. 

Es war nicht gerecht, daß der Vorsitzende der Oppositionsfrak­
tion, Dr. Rainer Barzel, die Offenlegung und Diskussion über 
Taktik und Strategie des Bundeskanzlers verlangte. Kein General- 1 

stab kann seine Pläne auf den Tisch legen, für jeden sichtbar; 
dann brauchte er sie gar nicht erst auszuarbeiten. Diplomatie wäre 
doch nie mehr Diplomatie, wenn in allen Gassen offenbar würde, 
mit welcher Taktik welche Absichten verbunden sind. Das macht 
nicht einmal ein Fußballtrainer. Schließlich leistet sich kein guter 
Politiker, ein absolutes Ziel zu veranschlagen, das zunächst wo­
möglich nicht erreicht wird, um sich nachher auslachen zu lassen. 
Des Bundeskanzlers Motto „ohne Illusion" war in diesem schwie­
rigsten aller Vorgänge richtig. 

Auch der scharfe Angriff des früheren Bundeskanzlers Kurt Kiesin­
ger, die Bundesregierung habe in der Sache „unverzeihliche poli­
tische Kunstfehler" begangen, ist ungerecht. Wer kann so ver­
messen sein, zu urteilen, was an dieser undurchdringlichen Front 
Fehler oder gescheite Schachzüge sind? Können überhaupt Fehler 
gemacht werden, solange noch nicht einmal Verhandlungen statt­
gefunden haben, solange es noch um das Türöffnen geht? Wer 
hat da den Stein des Weisen? 

Und bei all diesen, zunächst doch unnötigen Auseinandersetzun­
gen bleibt Herr Stoph ungeschoren. Während der DDR-Minister­
präsident dauernde Schützenhilfe von den bissigsten DDR-Publi­
zisten Norden und Schnitzler im DDR-Rundfunk und Fernsehen 
bekommt mit all den Sehimpfkanonaden auf Einrichtungen der 
Bundesrepublik, die uns zum Überdruß bekannt sind, findet es 
hier niemand für nötig, den Bundeskanzler zu unterstützen, indem 
er die Stoph'schen Auslassungen zerpflückt, anstatt die Taktiken 
Brandt's zu sezieren. 

So unglaublich es klingt, aber selbst eine eigene Parteigruppie­
rung fällt dem Bundeskanzler in den Rücken. Nachdem am 
19. März in Erfurt der DDR-Ministerpräsident in seiner „Anklage­
rede" als einzigen in Person den sozialdemokratischen Verteidi­
gungsminister in unverschämter Weise angegriffen hatte, was Willy 
Brandt veranlassen mußte, in diesem einzigen speziellen Fall die 
Äußerungen Stoph's energisch zurückzuweisen und seinen Freund 
Helmut Schmidt in Schutz zu nehmen, - beschließt 3 Tage später 
der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Süd mit 116 gegen 112 Stim­
men, auf dem kommenden Bundesparteitag der SPD Helmut 
Schmidt aus dem Wege zu räumen. Da kann man nur besorgt 
aufhorchen: Stoph hat nicht nur bei Norden und Schnitzler Schüt­
zenhilfe. 

Es ergeht deshalb der Appell an alle Gutwilligen: 

Gebt dem Kanzrer mehr Rückendeckung! 



Selbstzerstörung der Demokratie? 
Referat von Stadtrat Heinz-Win1fried Sabais, 

Schul- und Kulturdezernent der Stadt Darmstadt aRläßlich der II. Bundeskonferenz in Bonn-Beuel 

Lieber Vorsitzender Christian, 
meine Damen und Herren, 
liebe Kameraden! 

Es scheint Mode zu sein, sich mit meinem militärischen Dienst­
grad vorzustellen. Aber ich will diese Mode durchbr~chen und 
ihn verschweigen. 

Nun, auf den ersten Blick muß mein Thema sonderbar sich aus­
nehmen, denn nach einer Bundestagswahl, die den Gegnern und 
den Feinden der parlamentarischen Demokratie eine deutliche 
Niederlage bereitet hat, ist die Frage nach einer möglichen Selbst­
zerstörung der Demokratie absurd. Knapp 1½ Mill. Neonazis und 
gespornte Rechtskonservative, und knapp 200 000 irgendwie linke 
Sektierer mit schwachem Bezug zur Wirklichkeit, sind das tat­
sächlich aber zu wenige, um sich weiterhin Gedanken um die Frei­
heitsspielräume in diesem Land zu machen. Man kann sich zu­
frieden zurücklehnen und den freundlichen Applaus des Auslan­
des geniessen, weil Herr von Thadden und seine Gefolgschaft 
nicht unter dem Bundesadler Platz nehmen, der schon einmal -
wie sie wissen - einen Göring als Präsidenten eines demokra­
tischen Parlamentes gesehen hat. Ich, liebe Kameraden, sehe kei­
nen Grund, demokratische Wachsamkeit und Aufklärung zur Ruhe 
zu setzen: ja, die Extremisten wurden geschlagen. Aber wurden 
sie auch ideologisch geschlagen? War nicht die Erwartung, die 
man im Ausland so deutlich auf unser politisches Wohlverhalten 
gesetzt hat, ein sehr einflußreicher Bundesgenosse bei dieser Wahl? 
Ist die Einsicht bei so manchem potentiellen Nazi, daß Neofa­
schismus augenblicklich das Bundesgeschäft verderben kann, 
also zur Zeit nicht gehandelt werden sollte - ist das schon eine 
politische Einsicht? Ich glaube nein! Die verschiedenen Spielarten 
des Kommunismus, die gegen die parlamentarische Demokratie 
aufgeboten werden, konnten diesmal kein ernstzunehmender Geg­
ner sein. sie stecken ganz deutlich, und nicht erst seit Prag, mit 
dem gesamten Weltkommunismus in einer tiefen Krise, in einer 
orthodoxen Verholzung ihrer ursprünglichen Antriebskräfte, in An­
passungsschwierigkeiten an eine Situation, die mit Uralt-Ideologie 
nicht mehr bewältigt werden kann und sie können vor allem kein 
konkurrenzfähiges Wirtschaftsmodell für anspruchsvolle Konsu­
menten bieten. Der Wähler hat deutlich seinen Vorteil gewählt.: 
Stabilität - und dies ist das erfreuliche Zeichen dabei - mit einem 
leichten Hang zum Fortschritt durch Reformen. Dieser leichte 
Hang zum Fortschritt durch Reformen ermöglicht die Bildung 
einer neuen Bundesregierung. 

Ist damit wohl die Demokratie bei uns schon über ein blosses im­
portiertes System hinausgewachsen? Ist sie, was sie sein sollte, 
eine gesellschaftliche Lebensform geworden? 

Liebe Kameraden! Ich glaube, Optimismus wäre hier verhängnis­
volle Blindheit. Unsere gesellschaftliche Lebensform ist trotz deren 
Wahlergebnis ausgewiesenen Entscheidung zur Demokratie tief 
gestört, durch eine eskalierende Verwilderung der politischen Sit­
ten, durch Ausbreitung von Aggressivität in den politischen Aus­
einandersetzungen. Eine ständige politische Psychoanalyse wäre 
notwendig. Friedensforschung, wie sie Alexander Mitscherlich vor 
kurzem in der Paulskirche gefordert hat, und zwar nicht bloß im 
Hinblick auf die Beziehungen zwischen Nationen und den Kriegen 
zwischen ihnen, sondern auch im Hinblick auf die Beziehungen 
zwischen den gesellschaftlichen Gruppen, zwischen einzelnen und 
Gruppen. 

Kam. Kempner hat vorhin biblische Worte gebraucht, um den 
Zustand zu charakterisieren. Ich zitiere Sigmund Freud: Gegen 
die Neigung, so sagte Mitscherlich in der Pauskirche, den Men­
schen weniger als Wesen auch mit einer Naturgeschichte, sondern 
nur mit sozialer Geschichte zu sehen, wie das gewisse kommu­
nistische Ideologen tun, und mit diesem Zitat wies Mitscherlich 
auf die Grenzen der Kulturfähigkeit des Menschen hin. Es lautet, 
daß gern verleugnete Stück Wirklichkeit hinter all dem ist, daß der 
Mensch nicht ein sanftes, liebebedürftiges Wesen ist, das sich 
höchstens, wenn angegriffen, auch verteidigt, sondern daß er zu 
seinen Triebbegabungen auf einen mächtigen Teil von Aggres­
sionsneigungen rechnen darf. 

Infolge dieser primären Feindseligkeit der Menschen ist die Kul­
turgesellschaft ständig vom Zerfall bedroht. 

Liebe Kameraden! Die politische Form dieser Kulturgesellschaft 
mit einer Moral, mit Sitten, mit Spielregeln, die politische Form 
sehe ich in der parlamentarischen Demokratie. Sie stellt als die 
beweglichste aller Staatsformen rationalisierte Spielräume und 
Spielregeln zum Austrag von Gegensätzen bereit und sie ist vom 
Zerfall, von Selbstzerstörung bedroht, wenn Aggression zum 
unwidersprochenen Mittel der Konflikt- und Problemlösung sich 
aufwirft, wenn das Parlament wie von Nazis und Kommunisten 
schon in der Weim. Republik, so auch heute, als Schwatzbude 
oder Mauschelschuppen diffamiert wird. Wenn ein primitives 
Feinddenken unwidersprochen Platz greift, wenn die Spielregeln 
der Auseinandersetzung, die zuletzt auf dem sittlichen Begriff der 
Menschenwürde ruhen, der in unserer Verfassung steht, wenn 
diese Spielregeln durch theoretische und praktische Fanatiker 
vorsätzlich zerstört werden. Und diese Bedrohungen, liebe Ka­
meraden, sind nicht von einem ängstlichen Gemüt erfunden, sie 
sind jeder Tageszeitung heute zu entnehmen und sie sind gefähr­
licher als in der Zahl potentieller Feinde der parlamentarischen 
Demokratie, wie bei den letzten Wahlen sichtbar geworden ist. 
Von rechts - es sei im Zorn gesagt - wird schon wieder geschos­
sen. Wo Argumente fehlen, greift man unbedenklich zur Gewalt. 
Eine gewisse ideologische Dummheit, von der auch Professore 
Doktoren, höchste wissenschaftliche Grade offensichtlich nic1._ 
geschützt sind, eine solche Dummheit glaubt, die häßliche Leiche 
des deutschen Nationalismus trotz aller historischen Erfahrungen 
wieder belegen zu können. Sie bekommt einfach nicht den ge­
übten Blick, daß dieses Land, das sie in neue Todesgefahren 
stürzen wollen, nicht einmal halb so groß ist wie Texas oder die 
Ukraine, nicht ohne Mitwirkung der deutschen Nationalisten, und 
daß es in seiner geographischen, exponierten Lage auf Frieden 
und Zusammenarbeit mit allen seinen Nachbarn angewiesen ist, 
und zwar auf immer. 

Wir sollten uns, liebe Kameraden, keinem Zweifel darüber hin­
geben, daß das Leichengift des Nationalismus weiter verbreitet 
ist als die- Anhängerschaft der NPD üna daß es auch verbreitet 
ist in existierenden demokratischen Parteien. Und greift diese 
Vergiftung organisatorisch um sich, führt sie zum nationalen Tode. 
Nicht neue Nationalisten oder Neonazis braucht dieses Land, 
sondern Patrioten, die seine Entwicklung durch sachliche Lei­
stungen fördern, seine Lebensinteressen vertreten und seine Frei­
heit durch eine konsequente Friedenspolitik schützen. Patrioten, 
Kameraden, das können nur geeichte Demokraten sein. Demo­
kraten, die gegen Größenwahn und irrationale Verführungen im­
mun sind. Ihnen ist der lange, zähe Weg durch die Reformen, 
von denen Bundespräsident Gustav Heinemann leider vergeblich 
zu den Studentenvertretern gesprochen hat, Ihnen ist dieser lange 
zähe Weg zuzutrauen. Geduld, Planung und vor allem knoche 
harte Arbeit am geringsten Detail, für den geringsten Millimete 
das sind die demokratischen Tugenden, die hier gebraucht wer­
den. Pathetische Happenings-Veranstaltungen, in denen man sich 
gegenseitig heroisch vorkommt, sind dabei kein politischer Pfiffer­
ling wert. Der Schein-Revolutionär, der mit Eiern wirft, entlarvt 
nicht irgendeine Charaktermaske des Systems, wie er glaubt, 
sondern er entlarvt sich selbst als Neandertaler. Die Beschädigung 
und Zerstörung von Produktionsmitteln, die im gesellschaftlichen 
Eigentum sind, wie das auf Universitäten und Schulen geschehen 
ist und geschieht, das sind keine revolutionären Handlungen, 
sondern eine verschleierte Form der Ausbeutung der steuerzah­
lenden Werktätigen. Das gilt auch für den sog. Streik von Grup­
pen, z. B. Studenten, die zunächst nichts zum Sozialprodukt bei­
tragen; vielmehr von der gesellschaftlichen Produktionspflicht, die 
in allen Gesellschaftsformen - selbstverständlich auch in den 
kommunistischen gilt, freigestellt sind und vom Fleisch der ande­
ren zehren, also nicht das Recht der Lohn- und Gehaltsabhängigen 
geltendmachen können, durch Streik einen angemessenen Anteil 
am miterzeugten Gewinn einzufordern. Noch weniger revolutionär, 
wenn dies aber eher anti-demokratisch ist, z. B. die Besetzung 
von Lehr- und Forschungsinstituten, bei der sich nichts als Aggres­
sion ausdrückt und die Freiheit von Lehre und Forschung - ein 
gutes Recht unseres Staates - mit Füßen getreten wird. In diesem 
Land darf die Wissenschaft nicht erpreßt oder gezwungen werden, 
nur noch in der Kümmerform einer Staats- oder Parteiideologie zu 
existieren. Kein Zweifel, liebe Kameraden, damit ich nicht miß­
verstanden werde, daß das Streikrecht der Produzenten und das 
Demonstrationsrecht aller Gruppen von der Staatsgewalt geschützt 



werden muß. Das darf aber nicht dazu führen, daß Auswüchse 
nicht mehr öffentlicher Kritik ausgesetzt werden dürften. Es gibt 
eine Art - ich betone eine Art von außerparlamentarischen Oppo­
sition, die sich den moralisch fundierten Spielregeln der parla­
mentarischen Demokratie entzieht, um eine aggressive Opposition 
sein zu können. Sie tritt, droht, verunglimpft, beschädigt frisch 
weg und schreit Zeter und Mordio, wenn ein einziges besonnenes 
Wort der Kritik gegen sie fällt. Es gibt auch eine krankhafte 
Demonstritis, wie z. B. in einem absurden Fall, den ich selbst 
erlebt habe, einen fünfer in Mathematik auf öffentlichem Forum, 
in einer Versammlung durch ein Massenurteil revidiert sehen 
möchte. Das gabs und das gibts. 

Es gibt die wenig holde Begriffsverwirrung, daß öffentliche Kritik 
am ungesetzlichen Verhalten als Hetze, die gerichtliche Verfolgung 
von Landfriedensbruch oder Brandstiftung als Klassenjustiz ge­
zeichnet wird. Die Katagorie des Verstehens, liebe Kameraden, 
scheint unter solchen Umständen in den poltischen Beziehungen 
von Staatsbürgern von Verwirrung bedroht. Ohne die Anstrengung, 
die gegenseitige Anstrengung des Verstehens aber gibt es kein 
gegenseitiges Verständnis, und Verstehen kommt von Verstand. 
Wenn die Anstrengung des Verstehens offenbar immer mehr und 
von manchen böswillig gescheut wird, deutet das eben auf einen 
schwächerwerdenden Verstand hin. Die Hysterierung und Ver­
wilderung der politischen Auseinandersetzung ist ja unverkennbar. 
Sie wird von Minderheiten, z. T. planmäßig betrieben, um ihr 
Sendungsbewußtsein dem Selbstkritikler, der regelmäßig fehlt, 
auf Kosten der Demokratie zu befriedigen. Damit wird das jeder 

,tlemokratie eingeborene Recht der Minderheit auf Schutz und 
aachtung oft zur Erpressung an der Mehrheit umfunktioniert. 

Ausrutscher ins Kriminelle, wie Tätlichkeiten gegen Andersden­
kende und Psychoterror, nächtliche Anrufe usw. zeigen leider 
Eskalierung. Noch sind es Einzelgänger oder kleine Gruppen, die 
den Professor, der auf seiner Meinung beharrt, was sein gutes 
Recht ist, mit der Vergewaltigung seiner Tochter drohen oder 
Brände anlegen oder sich bewaffnen und auf ihnen mißliebige 
Politiker schießen. Da muß man festhalten: kriminelle Handlungen 
sind kriminelle Handlungen ohne Unterschied. Dem Ermordeten 
ist es gleich, ob er von einem Mörder von rechter oder lin~er 
Gesinnung umgebracht worden ist und der Augenzeuge darf sich 
nicht einreden lassen, das sei ein Unterschied. Mord sei kein 
Mord, er macht sich sonst mitschuldig. Die gewalttätigen Einzel­
gänger oder Gruppen sind symptomatisch, liebe Kameraden, für 
eine Demokratie, die sich immer noch nicht als rationalisterten 
Spielraum gesellschaftlicher Entwicklung in Gegensätzen versta~­
den hat. Die Form von subtilen oder rohen Terror, von dem wir 
nun schon ständig zu hören gewohnt sind, können nicht als 
Randerscheinungen heruntergespielt werden, wenn man aus ge­
schichtlicher Erfahrung weiß, daß Fanatismus und Terror, kleiner 
zu allem entschlossener Gruppen so der Nazis, so der Bolsche­
wiki, die nach ihrem Sieg immer erst noch 200000 Mitglieder hat­
ten, die konsumsatte Gleichgültigkeit und politische Aktivitäts­
schwäche, deren im übrigen ja meist gutwillige Mehrheit in kri­
tischen Situationen ganz leicht zu überspielen im Stande ist. Vor-

rm solcher Techniken, der Machtergreifung sind an deutschen 
universitäten zu studieren, wo die Manipulatoren, die laut gegen 
Manipulation schreien, bei Wahlen recht munter am Werk sind. 

Die mythisierte Revolution, aus der man ein Märchen gemacht 
hat, eine Sage, die sich freilich lustiger spielt als ihre zeitgemäße 
Gegenform, die Veränderung gesellschaftlicher Struktur durch 
Reformen, diese märchenhafte Revolution, ist anscheinend zum 
Sport der Unsportlichen geworden. Ein gewisses Spielelement, 
bloßer Übermut, Vitalitätsüberschuß, sind in ihren Happenings 
gewiß enthalten. Sensationstrieb und Imponiergehabe dehnen sich 
da ungeniert aus und könnten als infantil aber spaßig hingehen, 
wenn darunter, liebe Kameraden, nicht die personellen Strukturen 
möglicher Tyrannei und Diktatur ganz deutlich erkennbar würden. 

Obwohl die Sowjetunion, weil auf Gewalt gegründet, sich längst 
als das Potemkinsche Dorf eines falschen Sozialismus entlarvt hat, 
entblöden sich hier bei uns in unserem Land, gewisse revolu­
tionäre Theoretiker über die angeblich fortschrittliche Rolle und 
Funktion von Gewalt zu predigen. Es hört sich sehr gut und sehr 
forsch an, Aggressionstrieb antwortet ihnen mit unkontrollier­
barem Applaus, das Blut ist ja noch nicht geflossen, die Leichen 
liegen ja noch nicht vor aller Augen und man darf sich dann als 
Heldenschauspieler aufblähen gegenüber den armseligen Kerlen, 
die mühsam g~nug am Fortschritt arbeiten. Diese Revolutions­
schauspieler, liebe Kameraden, die sich manchmal sogar Marxi­
sten nennen, haben die ihnen nicht dienliche, aber wesentlich 
zeitgemäsere Prognose des späten Markt völlig vergessen, daß in 

entwickelten Industrieländern die genossenschaftlichen Organi­
sationsformen der Arbeit auf friedlichen, ja auf gesetzlichem Wege 
möglich sein kann. Dieses Wort stammt nicht von einem sozial­
demokratischen Revisionisten, sondern von Karl Marx persönlich. 

Im unteren Rand dieses komödiantischen Revolutionsspiels, dem 
es an jeder Selbsterhellung fehlt, können dann sogar Schreibtisch­
mörder, wie Ho-Chi-Minh zum weisen Volksvater hochstilisiert 
werden, wie zu ihrer Zeit Hitler und Stalin. Ein Kommunist, wie 
Franz Mehring, wußte wenigstens noch, daß jede Diktatur schlecht 
sei. Jede, sagte er, und Rosa Luxemburg bestand auf allgemeine 
Wahlen, ungehemmter Presse und Versammlungsfreiheit und 
freiem Meinungskampf gegenüber dem despotischen Weg, den 
sie Lenin 1917 einschlagen sah. 

Wer Geschichte kennt, wird Gewalttätigkeit und Terror nirgends 
und unter keinen historischen Umständen als progressiv nach­
weisen können - ohne ideologische Eiertänze versteht sich. 
Gewalt - ich spreche jetzt nicht von Notwehr - ist unter allen 
Umständen anti-human und besorgt das blutige Geschäft des 
Rückschritts. Bei einem Freiheitsspielraum und einem materiellen 
Wohlstand, liebe Kameraden, wie sie die Geschichte unseres 
Landes noch nie gesehen hat, und auf dieser Tatsache muß 
man gegen alle Verunglimpfungen der Väter und ihrer Leistungen 
bestehen. In einer solchen Situation, die eine günstige Ausgangs­
lage für geplanten Fortschritt ist, verbreitet sich die Aggressions­
lust, wie eine· Krätze greift ein rabiater Wahn um sich, der weder 
die eigene Position in kritische Zweifel zieht noch eine klare 
Alternative zur demokratischen Leistungsgesellschaft aufstellen 
kann. Selbst Wissenschaft scheint da ohne Analyse sich selbst 
gegenüber auskommen zu wollen, wenn sie sich vor ihren Studen­
ten nur recht rotbäckig zeigen kann. Wenn man, schon nicht 
sagen kann, ich meine jetzt diese Wissenschaft, wovon der 
Mensch in gesellschaftlichen Teilbereichen sich entfremdet hat, 
und ob solche Entfremdung durch Erziehungsdiktatur, wie sie da 
vorgeschlagen wird, aufgehoben oder vielmehr erst recht produ­
ziert wird, so läßt sich doch dieses endlose Entfremdungs-Gerede 
doch trefflich nutzen, um Unerfahrene den sittlichen Spielregeln 
der Demokratie zu entfremden und selbst die Vorteile der müh­
selig gemeinsam produzierten Vernunft geringschätzen zu lassen. 

Die Praxiswärme solcher sich sozialistisch dünkender Theoretiker 
scheint oft sternenweit. Aber das Ziel des Sozialismus kann nie 
der Sozialismus an und für sich sein, sondern immer nur die Be­
seitigung jeder Form von Ausbeutung und Unterdrückung. Man 
muß gesellschaftliche Leistungen durch Diskussion vorbereiten. 
Man kann sie durch Diskussion nicht ersetzen. Demokratie ist per­
manente Reform, dies nicht bloß als angewandte Theorie sondern 
als angewandter Humanismus. Das gilt auch für Intellektuelle, da 
gilt auch für Intellektuelle der Grundsatz: ein Blick ins Buch und 
zwei ins Leben. Der Rand pol. Praxis, liebe Kameraden, geht 
über purer und puristischer Theorie, ist in diesem Land noch zu 
bestimmen, wo man im alten Aberglauben lebt, daß Politik den 
Charakter verderbe. Das Gegenteil ist richtig. Verbale und fak­
tische Aggression verdirbt den Charakter, auch das rabiat ge­
triebene Spiel schon mit dem kleinen Vorteil im Geschäft, am 
Arbeitsplatz, beim Fußball, nicht zuletzt auf der Autobahn. Die 
primäre Feindseligkeit des Menschen, um noch einmal an Freud 
zu erinnern, verdirbt den Charakter. Durch diese Feindseligkeit 
wäre die Kulturgesellschaft - so sagt Freud - ständig vom Zer­
fall bedroht und so auch ihre am weitesten in die Vernunft vor­
getriebene pol. Form, die parlamentarische Demokratie. Sie kann 
gestört, ja zerstört werden durch die zunehmende Verdrängung 
von Diskussion, durch Aggression. Öffentliche Warnung ist da 
nötig. Wir müssen uns entschließen, Aggression in jeder Form zu 
ächten, komme sie als Verunglimpfung, überzogener Egoismus, 
komödiantischer Geltungsdrang, als heimliche Manipulation oder 
schon als Gewalt daher. Wir müssen uns entschließen, von de­
nen die mit Bausch und Bogen urteilen, auftreten von links oder 
von rechts und sich auf die Erzeugung von Massenräuschen ver­
stehen, klar formulierte Alternativen zu fordern, die kritischen Ana­
lysen unterworfen werden könnten. Wir müssen uns entschließen, 
unsere eigenen Positionen, nicht bloß die der anderen, ständig 
in Zweifel zu ziehen. Demokratie ist von Selbstzerstörung bedroht, 
wenn Menschenwürde und Freiheit des anderen mißachtet wird, 

Da aber viele diesem guten Rat des erschrockenen Meisters nicht 
folgen werden, der demokratischen Aktivismus gebraucht, der 
allen Formen der Aggression, die nichts sind als Vorformen der 
Unterdrückung, auf allen Feldern nachdrücklich und fest entge­
gentritt. Und da hier die konkreten Freiheiten dieses Landes und 
die Zukunft dieser konkreten Freiheit auf dem Spiele stehen, 
liebe Kameraden, ist dies eine vornehme Aufgabe unseres Bundes. 



Was Du nicht willst, das man Dir tu • • • • 

• 1. Kapitel 

,,Verhältnismäßigkeit der Mittel", das ist ein grundlegender Be-
• griff bei jedem Polizeieinsatz in unserem Rechtsstaat. Jedoch 
legen demagogische Haarspalter diesen Begriff nach ihren eige­
nen Regeln und zu ihrer eigenen Zweckmäßigkeit aus, um der 
Polizei ständig am Zeuge zu flicken, wenn, diese zum Schutze 
der demokratischen Rechte der Staatsbürger gegen gewalttätige 
Demonstranten vorgeht. Das würde dann in deren grotesken 
Vorstellung so aussehen, daß die Polizei erst den Schlagstock 
benutzen dürfe, wenn sie selbst mit Latten, Schlagringen und 
ähnlichen „harmlosen" Demonstrationswerkzeugen verdroschen 
worden ist, - daß sie sich, wenn sie angespuckt wird, nur mit 
Spucke wehren darf, was wohl in eine allgemeine Straßen­
spuckerei ausarten, aber eine sehr begrüßte „Verhältnismäßigkeit 
der Mittel" darstellen würde. Und schließlich, wenn es revolu­
tionär ernst wird, darf ein Polizist einen Attentäter erst dann 
erschießen, wenn er, der Polizist, vorher von diesem erschossen 
worden ist! 

So drastisch muß man wohl schildern, um deutlich zu machen, 
was radikale Elemente mit ihren Angriffen auf die Polizei be­
zwecken. Die Frankfurter Polizei z. B. hat sich in den Monaten der 
Straßenauseinandersetzungen mit gewalttätigen Elementen kor­
rekt und geschickt verhalten, was auch der Ortsverein des Reichs­
banners Schwarz-Rot-Gold in Frankfurt in öffentlichen Stellung­
nahmen anerkannt und mit einer Solidaritätserklärung begrüßt hat. 
Nunmehr versuchen lauthals Gruppen in der Frankfurter SPD, 
besonders Jungsozialisten, den sozialdemokratischen Polizeiprä­
sidenten von, Frankfurt, Littmann, abzuschießen, indem sie hefti­
gen Druck auf den Magistrat ausübten. Auch dem ist der Orts­
verein des Reichsbanners in Frankfurt in Briefen an Magistrats­
mitglieder entgegengetreten. 

Als aggressiver Vorreiter der Beschuldigungsattacke gegen den 
sozialdemokratischen Polizeipräsidenten Littmann betätigte sich 
ein Dr. Rudzio, der sich wohl dabei eine steile politische Karriere 
verspricht! Seine Anschuldigungen fußen - wie könnte es anders 
sein - auf dem Schlagwort der Unverhältnismäßigkeit der ange­
wandten Mittel durch die Frankfurter Polizei. 

Und wie so oft im Leben stehTderTeufel dicht daneben. Dr. Rudzio 
erhielt inzwischen einen anonymen Telefonanruf mit Attentats­
drohungen gegen seine Person. Dr. Rudzio wird plötzlich ganz 
unmodern. Er ruft um Hilfe. Er schreit nach der Polizei! 

Mitteilungen des 

Bundesvorstandes 

Bundeskonferenz 
1970 

am 19./20. Sept. in Hannover 

Kundgebung in der Paulskirche 
zu Frankfurt a. M. 

am 7. Mai 1970 zum 
25. Jahrestag des· Kriegsendes 

Was nun? Nach dem Grundsatz der „Verhältnismäßigkeit der 
Mittel" a la Rudzio kann die Polizei in diesem Falle nur per 
Telefon in Tätigkeit treten . 

2. Kapitel 

Bärmeier & Nikel haben einen Verlag - und Geld. Damit machen 
sie weiteres Geld. Ein üblicher Vorgang. langsam wird sogar Ge­
wohnheitsrecht in der Bundesrepublik, daß man aus Schmutz, 
Hetze und Schweinigeleien schnell und leicht Kapital schlagen 
kann. Also gründeten Bärmeier & Nikel die Zeitschrift „Under­
ground" und schrieben manierlich darunter „Schülermagazin". 
Alles natürlich in der braven Absicht, den Schülern bei der Durch­
setzung ihrer Rechte in der Schule zu helfen. Und so sieht das 
dann aus: 

Anleitung, wie Schülerinnen ihre Lehrer in der Schulstunde 
sexuell reizen können. Wie man die Turnstunde, diese autoritäre, 
militaristische Vorstufe, beseitigt: nämlich die Matten der Turn­
halle anstatt fOr Turnübungen zu Liebesübungen benutzen. 

Und dann die revolutionäre Technik des Wändebeschmierens 
besonders an funkelnagelneuen Schulwänden und Hausfronten -
mit Parolen einer neuen pornographischen Gesellschaftsordnung 
und Aufrufen zu Gewaltaktionen. Selbst für die Anleitung der Ein­
zelheiten wie Farbmengen und Pinselkauf mit Preisunterlag 
scheute „Underground" keine Mühe. 

Doch wie so oft im Leben steht der Teufel dicht daneben. Unver­
hofft und über Nacht prangen von der Hauswand des stolzen 
Hausbesitzers Nikel, dem Verlagspartner des Herrn Bärmeier, 
Parolen von kundiger Hand geschmiert. Herr Nikel ist sprachlos. 

Und es kommt wie es kommen muß, 
Herr Nikel hat nun selbst Verdruß. 
Er will die Schandtat nicht verschweigen 
und eilt, die Täter anzuzeigen. 
Doch findet sich nochi 'kein Verräter, 
bekannt ist nur der Schreibtischtäter. 

3. Kapitel 

. Fortsetzung folgt nach Bedarf. 

Worte von gestern für heute 

R. 0. Valerius 

Es gibt Leute, die reden ständig von morgen und der Zukunft, leh­
nen aber alle Worte von gestern ab, die den Fortschritt für heutr 
prägen wollten. 
Und doch wollen wir heute leben und nicht in einem Niemands­
land zwischen gestern und morgen. Serenus 

Es gibt Leute, die verkaufen heute dem Henker den Strick, mit 
dem sie morgen stranguliert werden sollen, nur weil sie heute 
mit dem Strickverkauf ein Geschäft machen. Serenus 

Eine Partei, die den Mut nicht hätte, vom Volke alle die Opfer 
zu verlangen, die für seine Existenz und Freiheit notwendig sind, 
wäre eine verächtliche Partei. Sie würde bald an ihrer eigenen 
Unfähigkeit zugrunde gehen. Jaures 1912 

Einige Wochen Unpopularität sind für den Politiker eher zu ertra­
gen als jahrelange Reue! Dr. Julius Leber 
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